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  Vertrag über die zeitlich befristete Überlassung von StandardsoftwareII 
 
 
 
 
 
Zwischen Techniker Krankenkasse 
 Bramfelder Straße 140 
 22305 Hamburg 
 – im Folgenden „Auftraggeber" oder "TK" genannt – 
  
  
und       
       
       
 – im Folgenden „Auftragnehmer“ oder "AN" genannt – 
 
 
 
wird folgender Vertrag geschlossen: 
 
 
1 Vertragsgegenstand und Vergütung 

1.1 Zeitlich befristete Überlassung von Standardsoftware* gemäß Nummer 3 

1.2 Für alle in diesem Vertrag genannten Beträge gilt einheitlich der Euro als Währung. 
 

1.3 Die Leistungen des Auftragnehmers werden 

gegen monatliche Vergütung gemäß Nummer 3.1 in Höhe von _______. 

 zuzüglich der jeweils gültigen Umsatzsteuer vergütet. 
 

2 Vertragsbestandteile 
2.1 Es gelten nacheinander als Vertragsbestandteile: 

– dieser Vertrag (Seite 1 bis 10) 

– Leistungsbeschreibung (Anlage V2) einschließlich der Anlagen 

o Veeam Data Platform – Feature Comparison (Anlage V2.1) 

o Customer Support Policy (Anlage V2.2) 

– [Anlage V3 entfällt] 

– Anforderungen gemäß DORA-Verordnung (Anlage V4) 

– Angebot (Anlage V5) einschließlich des Preisblatts (Anlage A1) 

  

– Ergänzende Vertragsbedingungen für die zeitlich befristete Überlassung von Standardsoftware* (EVB-IT 
Überlassung Typ B) in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung einschließlich des Musters 1 

– Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in der bei Vertragsschluss 
geltenden Fassung.  

Die EVB-IT Überlassung Typ B stehen unter http://www.cio.bund.de und die VOL/B unter http://www.bmwi.de 
zur Einsichtnahme bereit. 

 
2.2 Weitere Geschäftsbedingungen sind ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart ist. 
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3 Zeitlich befristete Überlassung von Standardsoftware 

3.1 Der Auftragnehmer überlässt zeitlich befristet dem Auftraggeber nachstehend aufgeführte Standardsoft-
ware* gegen monatliche Vergütung: 

Lfd. 
Nr. 

Produktbezeichnung und -beschreibung 
 Produkt-Nr. 

Anzahl 
 

Lieferzeit-
raum/ 
-termin 

MVD 
in 

Mo-
naten 

Überlassungsdauer KN
V 

EXP Monatliche Vergütung 
 netto 

Beginn Ende Einzelpreis Summe 
Preis 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

1 Data Platform Premium gemäß 
Leistungsbeschreibung (Anlage V2) 
 
Artikelnummer: V-DPPVUL-0I-
SU1MP-UL 

Gem. 
Preisblatt 
(Anlage 
A1) 

29.01.2027 
– 
28.01.2031 

Vier 
Jahre 

29.01.2027 Nach 
Ablauf 
von vier 
Ver-
tragsjah-
ren 

    Gem. Preis-
blatt (An-
lage A1) 

Gem. Preis-
blatt (Anlage 

A1) 

2 Veeam Backup for Microsoft 365 
gemäß Leistungsbeschreibung (An-
lage V2) 
 
Artikelnummer: P-VBO365-0U-
SU4AR-00 

Gem. 
Preisblatt 
(Anlage 
A1) 

29.01.2027 
– 
28.01.2031 

Vier 
Jahre 

29.01.2027 Nach 
Ablauf 
von vier 
Ver-
tragsjah-
ren 

    Gem. Preis-
blatt (An-
lage A1) 

Gem. Preis-
blatt (Anlage 

A1) 

Gesamtpreis monatlich (netto) Gem. Preis-
blatt (Anlage 

A1) 

 
 

MVD = Mindestvertragsdauer*, gerechnet ab vereinbartem Beginn der Überlassungsdauer. 
KNV =  Keine Nacherfüllungsverpflichtung; die mit „x“ gekennzeichnete Standardsoftware* ist von der Verpflichtung zur Nach-erfül-

lung gemäß Ziffer 7.6 EVB-IT Überlassung Typ B ausgenommen. Ansprüche auf Herabsetzung der Vergütung, Kündigung 
und ggf. Schadensersatz gemäß Ziffer 7.5.2 EVB-IT Überlassung Typ B bleiben unberührt. 

EXP = Die mit „x“ gekennzeichnete Standardsoftware* unterliegt US-amerikanischen Exportkontrollvorschriften gemäß Ziffer 4.3 
EVB-IT Überlassung Typ B. 
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3.2 Rechnungsstellung und Bankbürgschaft 

Die Rechnungsstellung erfolgt hinsichtlich der Positionen 1 und 2 des Preisblatts einmalig im Voraus. 

Vor dem Hintergrund der E-Rechnungsverordnung sind Rechnungen auf elektronischem Wege zu stellen. 

Die Rechnungen sind als XRechnungen über die OZG-RE über folgenden Link an die TK einzureichen: 
https://xrechnung-bdr.de/edi/home. 

Zur Rechnungserstellung ist die Leitweg-ID 992-80116-93 der TK anzugeben. Zudem müssen bei der XRech-
nung alle Pflichtfelder sowie mindestens die Zusatzfelder 

Feld BT-56 "Name": O50000695 

Feld BT-12 "Vertragsnummer": 20161649 

gefüllt sein. Weitere Vorgaben zu Zusatzfeldern teilt die TK dem AN nach Zuschlagserteilung mit (z.B. zu Feld 
BT-18 "Objektnummer", Feld BT-51 bei geschützten Daten). 

Zahlungsbegründende Unterlagen (z.B. Leistungsnachweise) sind durch Hochladen als Datei der E-Rechnung 
beizufügen. 

Die TK ist berechtigt, die vorstehenden Vorgaben unter Beachtung einer angemessenen Ankündigungsfrist an-
zupassen. 

Die vom AN zu erstellende Rechnung muss detailliert und prüffähig sein und den im Angebotsblatt angegebe-
nen Positionen und Bezeichnungen folgen. Die jeweils gültige gesetzliche Umsatzsteuer ist am Schluss der 
Rechnung in einem Betrag gesondert hinzuzusetzen und der geforderte Rechnungsbetrag, der die Umsatz-
steuer einschließt, zu nennen. 
Rechnungen sind zahlbar innerhalb von 30 Tagen nach Eingang einer gemäß den Absätzen 2 und 3 erstellten 
und den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden Rechnung. 
 
Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber zur Sicherung der im Voraus zu zahlenden Vergütung (Positionen 1 
und 2 Preisblatts) rechtzeitig vor deren Fälligkeit eine unwiderrufliche, selbstschuldnerische Bankbürgschaft 
unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 BGB sowie die Einreden der Anfechtbarkeit und 
Aufrechenbarkeit gemäß § 770 BGB einer Großbank mit Sitz in der Europäischen Union (EU) zur Verfügung. 
Die Global-Bürgschafts-Urkunde ist über einen Betrag auszustellen, der 100 % der Summe der Positionen 1 
und 2 des Preisblatts (Anlage A1) (brutto) entspricht. 
 
Die Sicherungssumme für diesen Vertrag wird auf die einzelnen Vertragsjahre wie folgt verteilt: 
 

• Erstes Vertragsjahr: 100 % der Summe der Positionen 1 und 2 des Preisblatts (Anlage A1) (brutto) 
• Zweites Vertragsjahr: 75 % der Summe der Positionen 1 und 2 des Preisblatts (Anlage A1) (brutto) 
• Drittes Vertragsjahr: 50 % der Summe der Positionen 1 und 2 des Preisblatts (Anlage A1) (brutto) 
• Viertes Vertragsjahr: 25 % der Summe der Positionen 1 und 2 des Preisblatts (Anlage A1) (brutto) 

 
Die Bürgschaft erlischt spätestens mit Ablauf des vierten Vertragsjahres. Der Auftraggeber ist anschließend ver-
pflichtet, die Bürgschaftsurkunde auf Anforderung des Auftragnehmers unverzüglich an den Auftragnehmer zu-
rückzugeben. Die Kosten für die Bürgschaft sind bereits in der oben in Nummer 3.1 vereinbarten Vergütung ent-
halten. 
 
 

3.3 Vergütungsvorbehalt  
Es wird ein Vergütungsvorbehalt vereinbart 

 gemäß Ziffer 5.2 EVB-IT Überlassung Typ B 
  anderweitige Vereinbarung gemäß Anlage Nr.       . 

 
3.4 Ergänzende Beschreibung des Vertragsgegenstandes 

 Die Beschreibung der Standardsoftware* ergibt sich ergänzend aus der Leistungsbeschreibung (Anlage V2) 
  folgenden Teilen des Angebotes des Auftragnehmers vom         
       Anlage(n) Nr.        
  folgenden Teilen der Leistungsbeschreibung des Auftraggebers vom         
       Anlage(n) Nr.        
  folgenden weiteren Dokumenten  
       Anlage(n) Nr.        

https://xrechnung-bdr.de/edi/home
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 Es gelten die Dokumente in 

  obiger Reihenfolge 

  folgender Reihenfolge             

   Anderweitige Vereinbarung gemäß Anlage Nr.       .  
 

4 Zugesicherte Eigenschaften  
 Folgende Eigenschaften werden vom Auftragnehmer zugesichert:  

      
 

 

 Ergänzende Vereinbarung gemäß Anlage Nr.       .  
 

5 Dokumentation 

5.1 Sprache/Form (ergänzend/abweichend von Ziffer 2.2 EVB-IT Überlassung Typ B) 
Die Dokumentation wird abweichend von Ziffer 2.2 EVB-IT Überlassung Typ B in englischer Sprache zur Verfü-
gung gestellt. 

5.2 Vervielfältigungsrecht  

 Die Dokumentation der Standardsoftware* gemäß Nummer 3.1 lfd. Nr.        
kann      fach vervielfältigt werden. 

 Ergänzende Vereinbarung gemäß Anlage Nr.       . 
 

6 Lieferanschrift 

 Die Bereitstellung der Software erfolgt elektronisch  
 Erfüllungsort (falls abweichend von der Lieferanschrift)  

        
 

 
7 Besondere Nutzungsvereinbarungen gemäß Ziffer 3.2 EVB-IT Überlassung Typ B 

7.1 Mehrfachnutzung 

 Die Standardsoftware* gemäß Nummer 3.1 lfd. Nr.       darf bis zu      fach 
 gleichzeitig genutzt werden. 

 Ergänzende Vereinbarung gemäß Anlage Nr.       . 

7.2 Systemumgebung 
 Die Standardsoftware* gemäß Nummer 3.1 lfd. Nr.      . 

 wird zur Nutzung in folgender Systemumgebung* freigegeben:       . 

 Die Standardsoftware* gemäß Nummer 3.1 lfd. Nr.      . 
 wird zur Nutzung in einer beliebigen Systemumgebung* freigegeben. 

 Ergänzende Vereinbarung gemäß Anlage Nr.      . 

7.3 Anderweitige Nutzungsvereinbarungen  

Ergänzend zu Ziffer 3.2 EVB-IT Überlassung Typ B gilt: Das Nutzungsrecht des Auftraggebers an der Stan-
dardsoftware ist auf die in dem Preisblatt für das jeweilige Produkt genannte Anzahl an Bundles (lfd. Nr. 1) 
bzw. an Usern (lfd. Nr. 2) beschränkt. 

 Gemäß Anlage Nr.       . 
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8 Kopier- oder Nutzungssperren gemäß Ziffer 3.7 EVB-IT Überlassung Typ B 

 Dem Auftragnehmer sind Kopier- oder Nutzungssperren in der Standardsoftware* bekannt. Einzelheiten 
siehe Anlage Nr.       . 

 
9 Kündigung (abweichend von Ziffer 4.1 EVB-IT Überlassung Typ B) 

Eine ordentliche Kündigung des Vertrags ist ausgeschlossen. 

 Es wird eine Kündigungsfrist von       Monaten vereinbart.  
 

10 Kopie zu Prüf- und Archivierungszwecken bei Kündigung der Nutzungsrechte bzw. nach Ende der 
Überlassungsdauer 

 Der Auftraggeber ist berechtigt, nach dem Ende der Überlassungsdauer (wegen Zeitablauf, wegen 
Kündigung durch den Auftraggeber oder ordentlicher Kündigung durch den Auftragnehmer) eine Kopie 
der Standardsoftware* einschließlich der Dokumentation zu Prüf- und Archivierungszwecken 

 gegen gesonderte Vergütung gemäß Anlage Nr.      . 
 ohne gesonderte Vergütung 

zu behalten. 

 Der Auftraggeber ist berechtigt, nach dem Ende der Überlassungsdauer (wegen außerordentlicher 
Kündigung durch den Auftragnehmer) eine Kopie der Standardsoftware* einschließlich der Dokumen-
tation zu Prüf- und Archivierungszwecken 

 gegen gesonderte Vergütung gemäß Anlage Nr.      . 
 ohne gesonderte Vergütung 

zu behalten.  
 

11 Verantwortlicher Ansprechpartner 
des Auftraggebers:        
des Auftragnehmers:        
   

12 Störungsmeldung und Nacherfüllung  
Die von dem Auftragnehmer im Rahmen der Störungsmeldung und Nacherfüllung zu erbringenden Leistungen 
ergeben sich aus der Leistungsbeschreibung (Anlage V2) sowie der Regelungen der Customer Support Policy 
(Anlage V2.2) hinsichtlich des Support-Programms „Production-Support“. 

12.1 Adresse für Störungsmeldung gemäß Ziffer 7.4 EVB-IT Überlassung Typ B 
Die Störungsmeldung erfolgt auf einem Formular entsprechend Muster 1 zu EVB-IT Überlassung Typ B 
– Störungsmeldeformular – an: 
Name/Firma:        
Organisationseinheit/Abteilung:        

 Postanschrift:        
 Telefon:        
 Fax:        
 e-Mail:        
 Web-Adresse:        

 
12.2 Annahme der Störungsmeldung, Ergänzende Vereinbarungen zu Bereitschafts- und Reaktionszeiten 

Die Störungsmeldung wird während folgender üblicher Geschäftszeit des Auftragnehmers angenommen:  
        

  Ergänzende Vereinbarung zu Bereitschafts- und Reaktionszeiten gemäß Anlage Nr.       .  

 

13 Telefonische Unterstützung 
 Telefonische Unterstützung des Auftraggebers erfolgt nach gesonderter Vereinbarung gemäß 

 Anlage Nr.       . 
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14 Versicherung  
 Der Auftragnehmer weist nach, dass die Haftungshöchstsummen gemäß Ziffer 9.2.1 EVB-IT 

Überlassung Typ B durch eine Versicherung abgedeckt sind, die im Rahmen und Umfang einer 
marktüblichen deutschen Industriehaftpflichtversicherung oder einer vergleichbaren Versicherung aus 
einem Mitgliedsstaat der EU entspricht. 

 
 
15 Sonstige Vereinbarungen 
 
15.1 Datenschutz 

Der AN verpflichtet sich, das Sozialgeheimnis nach § 35 SGB I und die Grundsätze der EU-
Datenschutzgrundverordnung (Vertraulichkeitsgebot) zu wahren. Sollten der AN oder dessen Mitarbeiter im 
Rahmen des laufenden Vertragsverhältnisses Kenntnis über Sozialdaten oder geschützte personenbezogene 
Daten erhalten, ist es ihnen untersagt, diese Daten zu verarbeiten oder zu nutzen. Der AN hat seine Mitarbei-
ter, die er im Rahmen des Auftragsverhältnisses einsetzt, schriftlich entsprechend zu verpflichten. Die jeweili-
gen Niederschriften über die Verpflichtung sind der TK auf Verlangen vorzulegen. 

 
15.2 Künstliche Intelligenz 
 

(1) Soweit der AN der TK im Rahmen der Leistungserbringung Leistungen zur Verfügung stellt, die der KI-VO 
unterfallen, gewährleistet der AN, dass seine Leistungen allen gesetzlichen Vorgaben für die Verwendung von 
KI, insb. der VO (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024 (KI-VO), entsprechen.   

 
(2) Der AN hält - auch bei Einsatz von KI - die vertraglich vereinbarten und gesetzlichen Anforderungen an den 
Schutz von personenbezogenen Daten sowie an den Schutz vertraulicher Informationen und Geschäftsge-
heimnisse ein.  

 
(3) Der AN gewährleistet, dass die eingesetzte KI weder direkt noch indirekt mit den Daten trainiert oder weiter-
entwickelt wird, die der AN von der TK erhält oder die bei der Leistungserbringung für die TK generiert wer-
den.  
 
(4) Der AN gewährleistet auch bei Einsatz von KI die Einhaltung aller vertraglich vereinbarten Anforderungen 
an die Erbringung der Leistung und insbesondere an die Qualität der Ergebnisse und führt alle hierfür erforder-
lichen Qualitätssicherungsmaßnahmen inkl. menschlicher Überprüfungen durch.  
 
(5) Die TK ist Betreiberin des KI-Systems im Sinne der KI-VO. Soweit im Zusammenhang mit der Nutzung des 
KI-Systems stehende Anforderungen der KI-VO nicht unmittelbar den AN, sondern die TK als Betreiberin tref-
fen, unterstützt der AN die TK auf deren Verlangen bei der Einhaltung dieser Anforderungen. Der AN stellt der 
TK insbesondere Informationen für Schulungen bereit, mit denen die TK ihre Verpflichtungen gem. Art. 4 der 
KI-VO in Bezug auf das KI-System erfüllen kann.  

 
15.3 DORA 
 

Bei den vertraglichen Leistungen handelt es sich um IKT-Dienstleistungen im Sinne der Verordnung (EU) 
2022/2554 (DORA), da diese Leistungen auch zugunsten der TK Pensionsfonds AG erbracht werden. Für die-
sen Vertrag gelten daher ergänzend die „Anforderungen gemäß DORA-Verordnung“ aus der Anlage V4. 
 

15.4 Unteraufträge 
(1) Die Übertragung der Ausführung von vertragsgegenständlichen Leistungen oder Teilleistungen des AN auf 
einen Unterauftragnehmer oder der Austausch bedarf der vorherigen Information und schriftlichen Zustimmung 
der TK. Der AN hat der TK im Rahmen dieser Information und vor der Erteilung der Zustimmung eine schriftli-
che Erklärung des Unterauftragnehmers einzureichen, in der dieser bestätigt, dass er die auf ihn übertragenen 
Leistungen erbringen wird und die hierfür benötigten Kapazitäten/Mittel zur Verfügung stellt. Soweit im Angebot 
des AN Unterauftragnehmer benannt sind, gilt für diese die Zustimmung der TK als erteilt.  

 
Bloße Zulieferungen oder rein unterstützende Tätigkeiten fallen nicht unter den Begriff des Unterauftrags. 
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(2) Durch die Aufgabenübertragung auf Dritte dürfen die vertrags- und gesetzeskonforme Vertragsdurchfüh-
rung, insbesondere der Vertragszweck, die vereinbarten Termine, die Einhaltung der Vorschriften über Daten-
schutz und Geheimhaltung nicht gefährdet oder beeinträchtigt werden. Der AN ist verpflichtet, in den Vertrag 
mit seinem jeweiligen Unterauftragnehmer entsprechende Regelungen aufzunehmen und hat auch im Übrigen 
sämtliche erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Anforderungen des Satzes 1 sicherzustellen. Der 
AN stellt u.a. sicher, dass der Einsatz und die Vergütung von Unterauftragnehmern nicht gegen EU-Sanktionen 
verstoßen. 
 
(3) Die Zustimmungserteilung nach Absatz 1 kann von der Prüfung der Fachkunde, der Leistungsfähigkeit und 
der Zuverlässigkeit des Unterauftragnehmers anhand der Maßstäbe der Eignungsprüfung im Rahmen der er-
folgten Auftragserteilung unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Anforderungen abhängig gemacht wer-
den. Der AN hat für den Unterauftragnehmer hinsichtlich dessen Leistungsanteils die Eignungsnachweise vor-
zulegen, die seitens der TK auch von ihm selbst gefordert wurden. 
 
Die TK kann eine einmal erteilte Zustimmung widerrufen, falls sich herausstellt, dass die Voraussetzungen für 
eine Unterbeauftragung nicht (mehr) vorliegen, insbesondere wenn sich herausstellt, dass die Eignung des 
Unterauftragnehmers wegfällt, das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) die Unterbeauftragung untersagt 
oder die Unterbeauftragung Störungen im Vertragsverhältnis zwischen AN und TK zur Folge hat. 
 
(4) Die voranstehenden Regelungen gelten entsprechend für jede weitere nachgeordnete Unterbeauftragung. 
Der AN stellt in diesen Fällen sicher, dass nachgeordnete Unterauftragnehmer entsprechend verpflichtet wer-
den. 

 
 
15.5 Geheimhaltung 

(1) Vertrauliche Informationen sind:  
• Informationen über den Inhalt dieses Vertrages.  
• Geschäftsgeheimnisse; diese beinhalten das gesamte kaufmännische und technische Wissen, das 

nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich ist und an dessen Nichtverbreitung die jeweilige Ver-
tragspartei ein berechtigtes Interesse hat. Unter dem kaufmännischen Wissen sind alle Daten zu ver-
stehen, die sich auf den Zustand der Vertragsparteien und ihr Marktverhalten beziehen, wie insbeson-
dere finanzielle, wirtschaftliche, rechtliche, wissenschaftliche und steuerliche sowie die Geschäftsstra-
tegien oder Schutzrechte betreffende Informationen (z. B. organisatorische und strukturelle Vorhaben, 
Kalkulationsunterlagen, Werbe- und Marketingkonzepte). Technisches Wissen sind alle technischen 
und technologischen Daten (z. B. betriebs- bzw. unternehmensorganisatorische Softwarelösungen).  

• Die Mitarbeiter oder den Vorstand/die Geschäftsleitung betreffende unternehmensrelevante Informati-
onen, die nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung die 
jeweilige Vertragspartei ein berechtigtes Interesse hat (z.B. geplante interne Versetzungen, Änderun-
gen der Personalstruktur u. Ä.). 

 
(2) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, über die in Absatz 1 genannten vertraulichen Informationen der je-
weils anderen Partei Stillschweigen zu wahren, sie - soweit dies erforderlich ist - ausschließlich zum Zwecke 
dieser Vertragserfüllung zu verwenden und sie Dritten ohne vorherige schriftliche Zustimmung der jeweils an-
deren Partei nicht zugänglich oder bekannt zu machen.  
 
(3) Die Verpflichtung zur Geheimhaltung besteht auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses.  
 
(4) Die Verpflichtung zur Geheimhaltung entfällt, soweit die Weitergabe der vertraulichen Informationen an be-
auftragte Unterauftragnehmer zur Durchführung der unterbeauftragten Leistungen zwingend erforderlich ist. 
Von der Verpflichtung nach Absatz 2 und 3 ausgenommen sind weiterhin Informationen, die  
 

• veröffentlicht und/oder allgemein bekannt werden ohne ein die Geheimhaltungsverpflichtung verlet-
zendes Zutun einer Vertragspartei, 

• der jeweiligen Vertragspartei vor Anbahnung des Vertrages im Sinne des § 311 Abs. 2 Nr. 2 BGB be-
reits bekannt sind oder auf einem anderen Weg als durch den Vertragspartner rechtmäßig bekannt 
werden, 

• aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder vollstreckbarer behördlicher oder gerichtlicher Entschei-
dungen offengelegt werden müssen oder 

• zur sachgerechten Rechtsverfolgung von Rechten und Ansprüchen aus diesem Vertrag Dritten not-
wendigerweise zugänglich gemacht werden müssen.  

 
(5) Der AN hat seine Mitarbeitenden und Dritte, die er im Rahmen des Auftragsverhältnisses einsetzt, schriftlich 
entsprechend zu verpflichten und der TK auf Anforderung schriftlich zu bestätigen, dass er dieser Verpflichtung 
nachgekommen ist.  
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15.7 Einhaltung gesetzlicher Entgeltbestimmungen  

(1) Der AN hat die TK unverzüglich schriftlich zu informieren, sobald er Kenntnis davon hat, dass er oder ein im 
Rahmen dieses Vertragsverhältnisses eingesetzter Unterauftragnehmer gegen die Bestimmungen des Geset-
zes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (MiLoG) oder des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) 
zur Zahlung des Mindestlohns verstößt oder verstoßen hat oder dass Tatsachen den Verdacht eines solchen 
Verstoßes begründen.  

 
(2) Die TK ist berechtigt, jederzeit vom AN eine schriftliche Erklärung darüber zu verlangen, dass er der Ver-
pflichtung zur Zahlung des Mindestlohns nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen nachkommt. So-
fern die TK Kenntnis von Umständen erlangt, die den Verdacht eines Verstoßes des AN oder eines im Rahmen 
der Vertragsdurchführung eingesetzten Unterauftragnehmers gegen die Bestimmungen des MiLoG oder des 
AEntG zur Zahlung des Mindestlohnes begründen, ist die TK berechtigt, weitere über eine schriftliche Erklärung 
des AN hinausgehende geeignete Nachweise zu verlangen (nach Wahl der TK z.B. Testat eines Wirtschafts-
prüfers, aussagekräftige und nachvollziehbare Entgeltunterlagen). Sollte sich ein ohne Zutun des AN entstan-
dener Verdacht nicht bestätigen, ist der AN berechtigt, für die Beibringung der von der TK geforderten Nach-
weise entstandene Kosten von der TK erstattet zu verlangen.  
Der AN stellt sicher, dass er berechtigt ist, entsprechende Nachweise auch von im Rahmen dieses Vertragsver-
hältnisses eingesetzten Unterauftragnehmern zu verlangen und an die TK auf deren Verlangen weiterzu-
reichen.  

 
(3) Ein Verstoß des AN gegen die Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns nach den einschlägigen gesetz-
lichen Bestimmungen kann die TK zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen. Ein Verstoß ei-
nes im Rahmen dieses Vertrages eingesetzten Unterauftragnehmers gegen die Verpflichtung zur Zahlung des 
Mindestlohns nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen berechtigt die TK dazu, den sofortigen Aus-
tausch des Unterauftragnehmers zu verlangen bzw. die Zustimmung zum Einsatz dieses Unterauftragnehmers 
mit sofortiger Wirkung zu widerrufen. 
 
(4) Der AN stellt die TK von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die infolge von Verstößen des AN gegen die 
Bestimmungen des MiLoG oder des AEntG zur Zahlung des Mindestlohnes entstehen. Zudem stellt der AN die 
TK von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die infolge von Verstößen gegen die Bestimmungen des MiLoG 
oder des AEntG zur Zahlung des Mindestlohnes von für die Durchführung des Vertrages eingesetzten Unter-
auftragnehmern entstehen. 
 
 

15.8 Außerordentliche Kündigung 
 
Ergänzend zu Ziffer 4 EVB-IT Überlassung Typ B-AGB gilt Folgendes: 
 
(1) Die Vertragsparteien können aus wichtigem Grund den Vertrag nach den gesetzlichen Bestimmungen ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist außerordentlich kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn Tatsachen ge-
geben sind, aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und un-
ter Abwägung der Interessen der Vertragsparteien die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden 
kann. Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die Kündigung erst nach er-
folglosem Ablauf einer zur Abhilfe gesetzten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig, soweit nicht nach 
den gesetzlichen Bestimmungen eine Fristsetzung entbehrlich ist.  
 
 
Für die TK kann insbesondere dann ein wichtiger Grund vorliegen,  
 
(a) wenn der AN gegen die vertraglichen Regelungen zur Compliance und Antikorruption des Vertrages versto-
ßen hat oder 
 
(b) wenn EU-Sanktionen die Vertragsdurchführung beeinträchtigen, insbesondere wenn der AN durch den Ein-
satz oder die Vergütung von Unterauftragnehmern gegen EU-Sanktionen verstoßen hat oder 
 
(c) wenn sich der AN im Zuge der Begründung oder Durchführung des Schuldverhältnisses an unzulässigen 
Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne des Strafgesetzbuches (StGB) oder des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB) beteiligt hat. Dies umfasst insbesondere Vereinbarungen mit Dritten über die Abgabe 
oder Nichtabgabe von Angeboten, über zu fordernde Preise, über die Entrichtung einer Ausfallentschädigung 
(Gewinnbeteiligung oder sonstige Angaben) sowie über die Festlegung der Empfehlung von Preisen oder 
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(d) wenn der AN nachweislich eine seine Zuverlässigkeit in Frage stellende schwere Verfehlung begangen hat, 
die nach den maßgeblichen vergaberechtlichen Bestimmungen seinen Ausschluss vom Wettbewerb rechtfer-
tigt. Eine schwere Verfehlung ist insbesondere die Gewährung von Vorteilen im Sinne der §§ 333, 334 StGB 
oder 
 
(e) wenn die TK Kenntnis davon erlangt, dass der AN im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärun-
gen in Bezug auf seine Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben hat oder 
 
(f) wenn der AN die Regelungen zur Einhaltung gesetzlichen Entgeltbestimmungen verletzt hat oder 
 
(g) wenn die TK eine Weisung des Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) oder eine gerichtliche oder behörd-
liche Verfügung erhält, die der TK die Durchführung der vertragsgegenständlichen Leistungen nicht länger er-
laubt. Der AN verzichtet auf die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen gegen die TK wegen etwai-
ger durch eine solche Kündigung eintretender Schäden, es sei denn, die Untersagung beruht auf einem pflicht-
widrigen Verhalten der TK. 
 
(2) Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche bleiben unberührt. 
 
(3) Die außerordentliche Kündigung bedarf der Schriftform. 
 
 

15.9 Compliance und Antikorruption 

Der AN ist verpflichtet, zusätzlich zu den bereits im Vertrag aufgeführten Bestimmungen die jeweils für ihn 
maßgeblichen und im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis stehenden gesetzlichen Regelungen einzu-
halten. Dies betrifft insbesondere Anti-Korruptions- und Geldwäschegesetze, Sanktionsvorschriften, kartell-, 
wettbewerbsrechtliche und strafrechtliche Vorschriften (insbesondere Betrug, Untreue und Insolvenzstraftaten) 
sowie arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften. 

 
15.10 Versicherung 

(1) Der AN verpflichtet sich, für den Fall der Inanspruchnahme durch die TK oder einen Dritten, eine der Höhe 
und dem Umfang nach ausreichende Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Vermögensschäden 
vorzuhalten. Die pauschale Mindestdeckungssumme für Personen- und Sachschäden beträgt 3 Mio. Euro pau-
schal je Schadensereignis und Versicherungsjahr. Vermögensschäden sind im Rahmen einer IT-
Haftpflichtversicherung mindestens in Höhe von 1 Million Euro pro Schadensereignis und Versicherungsjahr 
abzusichern. 

 
(2) Sofern sich der AN bei der Ausführung anderer bedient und soweit diese nicht von dem gemäß Abs. 1 vor-
zuhaltenden Versicherungsschutz mit umfasst sind, hat der AN sicherzustellen, dass diese ebenfalls eine Abs. 
1 entsprechende Haftpflichtversicherung abschließen und unterhalten. 

 
(3) Diese Versicherungen müssen spätestens zu Beginn der jeweiligen Leistungserbringung Gültigkeit haben 
und sind während der Dauer dieses Vertragsverhältnisses aufrecht zu erhalten. 

 
(4) Auf Verlangen der TK ist während der Vertragsdauer mindestens eine Versicherungsbestätigung des zu-
ständigen Haftpflichtversicherers mit aktuellem Datum vorzulegen, aus der hervorgeht, dass die Versicherung 
ungekündigt besteht. Zudem muss diese Bestätigung die für die TK ausgeführte Tätigkeit als auch die verein-
barten Versicherungssummen beinhalten. Bei Bedarf sind weitere Nachweise einzureichen. 

 
(5) Der AN hat der TK sämtliche Änderungen im Versicherungsumfang, die mit den Anforderungen aus den 
Absätzen 1 bis 4 im Zusammenhang stehen, unverzüglich schriftlich. 
 

15.11 Sonstiges 
 

(1) Soweit der Vertrag eine "schriftliche" Zustimmung bzw. Erklärung fordert, ist die Textform (z.B. E-Mail) aus-
reichend. Gleiches gilt für rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen (z.B. Fristsetzung und Mahnung), es sei 
denn, die Parteien haben eine strengere Formvorschrift vereinbart. Soweit der Ver-trag "Schriftform" fordert, 
muss eine Erklärung gemäß §§ 126, 126a BGB erfolgen (per Brief mit einer eigenhändigen Unterschrift bzw. 
unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur).  

 
(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sind nur wirksam, wenn sie in Schriftform  oder im elektro-
nischen Vertragsabschlusssystem der TK in Textform getroffen werden. Dies gilt auch für die Änderung oder 
Aufhebung dieser Klausel. Mit diesem Formerfordernis soll keine Abbedingung des Vorrangs einer - auch 
mündlichen - Individualvereinbarung einhergehen. 
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(3) Die Benennung der TK als Referenzkunde ist dem AN nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung gestat-
tet. Die TK kann eine von ihr erteilte Zustimmung jederzeit ohne Angabe von Gründen widerrufen. 

 
(4) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.  

 
(5) Die Abtretung einer Forderung des AN aus diesem Vertrag ist nur mit Zustimmung der TK rechts-wirksam. 
Der AN hat die Abtretungsanzeige der TK vorzulegen. Die TK teilt dem AN sowie dem vorgesehenen neuen 
Gläubiger schriftlich ihre Entscheidung mit. 

 
(6) Gerichtsstand ist der Sitz der TK. 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

_________________________ 
Techniker Krankenkasse 

Leitung Einkaufsmanagement 
 

 
 
 
 

_________________________ 
Datum, Auftragnehmer 
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